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Norm

BFA-VG 2014 §21 Abs2b idF 2017/I/145;

B-VG Art94 Abs2;

VwGG §38 Abs4;

VwGG §38;

VwGVG 2014 §34 Abs1;

VwRallg;

1. B-VG Art. 94 heute

2. B-VG Art. 94 gültig von 01.01.2014 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 51/2012

3. B-VG Art. 94 gültig ab 01.01.2014 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 114/2013

4. B-VG Art. 94 gültig von 19.12.1945 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch StGBl. Nr. 4/1945

5. B-VG Art. 94 gültig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. VwGG § 38 heute

2. VwGG § 38 gültig ab 15.04.2021 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 72/2021

3. VwGG § 38 gültig von 01.01.2014 bis 14.04.2021 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 33/2013

4. VwGG § 38 gültig von 01.07.2008 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 4/2008

5. VwGG § 38 gültig von 01.01.1991 bis 30.06.2008 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 330/1990

6. VwGG § 38 gültig von 05.01.1985 bis 31.12.1990

1. VwGG § 38 heute

2. VwGG § 38 gültig ab 15.04.2021 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 72/2021

3. VwGG § 38 gültig von 01.01.2014 bis 14.04.2021 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 33/2013

4. VwGG § 38 gültig von 01.07.2008 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 4/2008

5. VwGG § 38 gültig von 01.01.1991 bis 30.06.2008 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 330/1990

6. VwGG § 38 gültig von 05.01.1985 bis 31.12.1990
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Rechtssatz

Wäre es der Behörde aus rechtlichen Gründen nicht (länger) möglich gewesen, die bis dahin unterbliebene

Bescheiderlassung nachzuholen, führte dies dazu, dass trotz der Einbringung einer ursprünglich zulässigen

Säumnisbeschwerde nach der bis zum 31. Dezember 2013 geltenden Rechtslage des VwGG - je nach Zeitpunkt des

Wegfalls der EntscheidungspEicht - vom VwGH entweder eine Frist für die Nachholung der versäumten Entscheidung

gar nicht zu setzen war oder eine bereits gesetzte Frist ins Leere ging. Dieser Gedanke ist, auch wenn nach dem

nunmehr geltenden § 38 VwGG ein Übergang der Zuständigkeit auf den VwGH, in der bislang unerledigt gebliebenen

Verwaltungssache zu entscheiden, nicht vorgesehen ist, auf das seit 1. Jänner 2014 geltende Verfahren über

Fristsetzungsanträge übertragbar. Es spielt dann aber auch keine entscheidungswesentliche Rolle, ob infolge einer

Gesetzesänderung die EntscheidungspEicht zur Gänze wegfällt (etwa in dem Fall, in dem der Gesetzgeber von der

Ermächtigung des Art. 94 Abs. 2 erster Satz B-VG Gebrauch macht) oder vom Gesetz (bloß) die Säumnis eines VwG

beseitigt wird. In diesen Fällen dürfte der VwGH auch nach Einbringung eines ursprünglich zulässigen

Fristsetzungsantrages keine Frist nach § 38 Abs. 4 VwGG mehr setzen, weil eine Verletzung der EntscheidungspEicht

nicht mehr vorläge. Eine bereits - vor der Gesetzesänderung - gesetzte Frist ginge aus eben diesem Grund ins

Leere.Wäre es der Behörde aus rechtlichen Gründen nicht (länger) möglich gewesen, die bis dahin unterbliebene

Bescheiderlassung nachzuholen, führte dies dazu, dass trotz der Einbringung einer ursprünglich zulässigen

Säumnisbeschwerde nach der bis zum 31. Dezember 2013 geltenden Rechtslage des VwGG - je nach Zeitpunkt des

Wegfalls der EntscheidungspEicht - vom VwGH entweder eine Frist für die Nachholung der versäumten Entscheidung

gar nicht zu setzen war oder eine bereits gesetzte Frist ins Leere ging. Dieser Gedanke ist, auch wenn nach dem

nunmehr geltenden Paragraph 38, VwGG ein Übergang der Zuständigkeit auf den VwGH, in der bislang unerledigt

gebliebenen Verwaltungssache zu entscheiden, nicht vorgesehen ist, auf das seit 1. Jänner 2014 geltende Verfahren

über Fristsetzungsanträge übertragbar. Es spielt dann aber auch keine entscheidungswesentliche Rolle, ob infolge

einer Gesetzesänderung die EntscheidungspEicht zur Gänze wegfällt (etwa in dem Fall, in dem der Gesetzgeber von

der Ermächtigung des Artikel 94, Absatz 2, erster Satz B-VG Gebrauch macht) oder vom Gesetz (bloß) die Säumnis eines

VwG beseitigt wird. In diesen Fällen dürfte der VwGH auch nach Einbringung eines ursprünglich zulässigen

Fristsetzungsantrages keine Frist nach Paragraph 38, Absatz 4, VwGG mehr setzen, weil eine Verletzung der

EntscheidungspEicht nicht mehr vorläge. Eine bereits - vor der Gesetzesänderung - gesetzte Frist ginge aus eben

diesem Grund ins Leere.
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